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[bookmark: _GoBack][    ] ARCHITEKTENVERTRAG FÜR GEBÄUDE UND INNENRÄUME
[ x ] FACHPLANERVERTRAG TECHNISCHE AUSRÜSTUNG – Los 2

des Rundfunk Berlin-Brandenburg


Vertrags-Nr.: 45xxx (offen)
(Bitte immer angeben)





BVH/Projekt:	 	Einbau Crossmediales News Center (CNC 1.0) 	



Zwischen	

Rundfunk Berlin-Brandenburg
Masurenallee 8 – 14 
14057 Berlin	
						- nachfolgend AG genannt -




und 



………………….
						- nachfolgend AN genannt -	
	




wird folgender Vertrag geschlossen:














§ 1	Gegenstand des Vertrages, Leistungsziele und Leistungen des ANs

1.1	Gegenstand des Vertrages sind die in Ziff. 1.2 und 1.3 genannten 

[    ] Architektenleistungen Objektplanung Innenräume

[ x ] Fachplanungsleistungen TA, Anlagengruppe(n) 

Anl.-Gr. 1 Abwasser-, Wasser- und Gasanlagen und Löschtechnik
Anl.-Gr. 2 Wärmeversorgungsanlagen
Anl.-Gr. 3 Raumlufttechnik
Anl.-Gr. 8 Gebäudeautomation

[   ] Fachplanungsleistungen 

für folgende Baumaßnahme/Projekt: Einbau Crossmediales News 	Center (CNC 1.0) 

Grundlage zum Leistungsumfang ist das Angebot des ANs vom ……(offen)…….

1.2	Die Parteien vereinbaren die folgenden Leistungsziele:

1.2.1	Funktion des Vorhabens

	Der rbb errichtet in seinem Hochhaus (Fernsehzentrum 6. und 7. Etage) 	ein Crossmediales News Center. Insgesamt wird dabei eine vorhandene 	Bürofläche von rd. 	2.400 m² komplett umgebaut. Es entstehen 	moderne Büroflächen, Produktionskabinen 	und ein smartes 	crossmediales Studio mit Regie. (siehe Dokument 	03 Projektbeschreibung vom 2. Juli 2019)

1.2.2	Kostenbudget des AG

	3.900 T€ netto Herstellkosten

	Davon:
	KG 300 Hochbau – 1.560 T€
	KG 400 TGA – 1.340 T€
	KG 400 Medientechnik – 1.000 T€ (anrechenbare Kosten für 	Objektplanung und TGA ca. 50%)
	
	Anrechenbare Kosten gemäß Honorardatenblatt (Dokument 08)

1.2.3	Zeitliche Rahmenbedingungen

· gemäß Rahmenterminplan vom 3. Juli 2019 soll der Umbau bis April 2021 ausgeführt sein (Rahmenterminplan siehe Dokument 04)

1.3	Der AG beauftragt den AN mit nachfolgenden Leistungen.

	Der AG beauftragt mit diesem Vertrag stufenweise die Leistungsphasen (LPH) wie folgt:  Stufe 1 (LPH 1-4 - sofort mit Beauftragung), Stufe 2 (LPH 5-7), Stufe 3 (LPH 8) und Stufe 4 (LPH 9)

[ x ]	(1.)	Grundlagenermittlung

[ x ]	(2.)	Vorplanung (Projekt- und Planungsvorbereitung)

[ x ]	(3.)	Entwurfsplanung (System- und Integrationsplanung)

[ x ]	(4.)	Genehmigungsplanung

[ x ]	(5.) 	Ausführungsplanung 

[ x ]	(6.)	Vorbereitung der Vergabe

[ x ]	(7.)	Mitwirkung bei der Vergabe

[ x ]	(8.)	Objektüberwachung (Bauüberwachung) und 	Dokumentation

[ x ]	(9.)	Objektbetreuung

Die LPh 5-9 sind optional zu den Bedingungen dieses Vertrages vereinbart und können separat vom AG abgerufen werden. 

Soweit die Parteien keine abweichende Vereinbarung treffen, gilt für Inhalt und Umfang der werkvertraglichen Leistungspflichten das in 

[    ] 	Anlage 10 (Nr. 10.1) zu § 34 HOAI 
(Grundleistungen im Leistungsbild Innenräume)

[ x ] 	Anlage 15 (Nr. 15.1) zu § 55 HOAI
(Grundleistungen im Leistungsbild Technische Ausrüstung)

[    ] 	Anlage 1 zu § 3 Absatz 1 HOAI Beratungsleistungen, (Nr. 1.2.4 	und 1.2.5 Grundleistungen im Leistungsbild Bauakustik und Raumakustik)

für die jeweilige LPH vorgesehene Leistungsbild, gemäß HOAI. Aus diesem Leistungsbild hat der AN die sämtlichen für die Baumaßnahme gemäß Ziffer 1.1 erforderlichen Grundleistungen zu erbringen. Die hiernach beauftragten einzelnen Grundleistungen der jeweils beauftragten LPH werden zugleich auch als selbständige Einzelerfolge geschuldet.

1.4	Zusätzlich werden optional folgende Leistungen beauftragt, die nicht Gegenstand der Beauftragung gemäß Ziffer 1.1 sind (Besondere Leistungen):

[  ]	Leistungen nach der Wärmeschutzverordnung
 
[  ]	Aufstellen eines Raum- u. Funktionsprogramms

[  ]	Bestandsaufnahmen, Aufmaße und das Erstellen von baulichen 
Bestandsplänen nach Abriss / Freilegung der Konstruktion.

[  ]	Weitere Leistungen 

1.5	Der Auftrag für die optional beauftragten (Ziff. 1.3 und Ziff. 1.4) Leistungen wird erst mit Abruf durch den AG wirksam. Die Beauftragung des ANs für die optional beauftragten Leistungen erfolgt stufenweise unter Benennung der einschlägigen Leistungsphasen. 

Der Abruf der Leistungen erfolgt stufenweise durch gesonderten schriftlichen Auftrag nach Vertragsabschluss, wobei der AG berechtigt ist, auch nur einzelne Leistungsphasen oder nur Leistungen einer Leistungsphase abzurufen. 

Verbindlich sind nur Auftragsschreiben des Bereiches Einkauf des AG. Auftragsschreiben anderer Abteilungen sind unverbindlich.

Ein Rechtsanspruch auf die Beauftragung weiterer Leistungen besteht nicht. 

Der AN ist im Falle des Abrufs durch den AG zur Erbringung der abgerufenen Leistungen nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages verpflichtet. Der Abruf der Leistungen einer Leistungsphase gemäß Ziffer 1.3 kann längstens sechs Monate nach Abschluss der zuletzt beauftragten Leistungsphase erfolgen.  

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der AN keine Erhöhung seines Honorars ableiten. 

1.6	Der AN hat seine Leistungen entsprechend den anerkannten Regeln der Technik, in Übereinstimmung mit den einschlägigen Bestimmungen des öffentlichen Rechts sowie unter Beachtung der vereinbarten Leistungsziele zu erbringen. Bestehen zwischen diesen Vorgaben Widersprüche hat der AN den AG hierüber unverzüglich schriftlich zu informieren, Entscheidungsalternativen vorzuschlagen und Entscheidungshilfen zu geben. 

Der AN hat seine Leistungen außerdem in möglichst wirtschaftlicher Weise - sowohl hinsichtlich der Durchführung des Bauvorhabens als auch hinsichtlich der späteren Nutzung - zu erbringen.

1.7	Der AN ist verpflichtet, die übertragenen Leistungen in eigener Person oder durch fest angestellte Mitarbeiter seines Büros zu erbringen. Der AN hat dem AG den Einsatz freier Mitarbeiter zuvor schriftlich anzuzeigen. Der AG kann dem Einsatz freier Mitarbeiter aus wichtigem Grund widersprechen. Die Erteilung von Unteraufträgen ist nur mit schriftlicher Zustimmung des AG zulässig. Der AG ist zur Annahme von Leistungen, die durch (i) freie Mitarbeiter ohne vorherige Anzeige gegenüber dem AG oder trotz eines berechtigten Widerspruchs des AG oder (ii) ohne Zustimmung des AG durch Unterbeauftragte erbracht wurden, nicht verpflichtet. 

Der AG kann von dem AN einen Austausch des eingesetzten Personals / eingesetzter Nachunternehmer aus wichtigem Grund verlangen. Ein wichtiger Grund liegt bereits dann vor, wenn aus sachlichen Gründen kein hinreichendes Vertrauen des AGs zum Personal mehr gegeben ist. Das Recht des AG zur fristlosen Kündigung bleibt hiervon unberührt.

1.8	Der AN ist verpflichtet, an den vom AG oder anderen Planungsbeteiligten oder den beauftragten Fachfirmen anberaumten Terminen/Besprechungen teilzunehmen. Der AN hat die Ergebnisse aufzunehmen und einzuarbeiten sowie den AG über von anderen Projektbeteiligten anberaumte Besprechungen zu informieren und auf Verlangen des AG darüber Niederschriften anzufertigen und an den AG zu übermitteln.

1.9	Im Rahmen seiner vertraglichen Aufgaben hat der AN gegenüber dem AG eine umfassende Unterrichtungspflicht, die der AN auch unaufgefordert zu erfüllen hat. Der AN bleibt auch noch nach Vertragsbeendigung zur Unterrichtung des AG verpflichtet.

Der AN hat in jedem Fall am Ende einer jeden LPh die Ergebnisse schriftlich zusammenzufassen und zu erläutern; dabei ist insbesondere darzustellen, wie sich der erreichte Bearbeitungsstand zu den Zielvorstellungen des AG verhält. Die Zusammenfassung betreffend LPH 5 ist zu erstellen, sobald die Ausführungsplanung erstmals vollständig erstellt ist, unabhängig von späteren Fortschreibungen der Ausführungsplanung, insbesondere im Rahmen der Ausführung des Bauvorhabens. Die Entgegennahme der Berichte durch den AG stellt keine Abnahme der Leistungen des ANs dar.

[bookmark: OLE_LINK1][bookmark: OLE_LINK2]1.10	Der AN hat dem AG die Zeichnungen jeweils in 3-facher Ausfertigung in Papierform (Farbplot, gefaltet, Maßstäbe gemäß Bauvorlagenverordnung und HOAI) und als CAD-Datei (DWG-Format) gemäß CAD-Standard des AG auszuliefern. Die CAD-Dateien sind in der Endversion (Bestandspläne) auf einer CD zu übergeben.

1.11	Die Richtlinien „CAD-Standard rbb, Abteilung Bau“ bzw. „CAD-Standard rbb, Abteilung Versorgungstechnik“ sind bei der Zeichnungserstellung zu Grunde zu legen. Der AG hat dem AN die Möglichkeit der Einsichtnahme in die Richtlinien gewährt, die Richtlinien sind dem AN bekannt.

1.12	Die Leistungsverzeichnisse incl. Vorbemerkungen und Anlagen sind dem AG  jeweils in 

[ X ] 1-facher 
[    ] 2-facher

Ausfertigung in Papierform (DIN A4) und in 1-facher, elektronisch verarbeitbarer Form (Word-/ Excel Format, PDF und GAEB-Format) auf CD zu übergeben.

1.13	Preisspiegel sind dem AG im Excel-Dateiformat zu übergeben. Zusätzlich hat eine schriftliche fachtechnische Wertung aller eingegangenen Angebote zu erfolgen.

1.14	Soweit es seine Aufgabe erfordert, ist der AN berechtigt und verpflichtet, die Rechte des AG zu wahren, insbesondere ist er verpflichtet und bevollmächtigt, den am Bau Beteiligten die notwendigen Weisungen zu erteilen, Mängel zu rügen und Fristen zur Vornahme von Arbeiten zu setzen. 
	
Finanzielle Verpflichtungen für den AG darf der AN nur eingehen, wenn Gefahr in Verzug und das Einverständnis des AG nicht rechtzeitig zu erlangen ist. Der AN hat den AG  unverzüglich und ausführlich  zu informieren.

1.15	Der AN hat den AG über die Notwendigkeit des Einsatzes von Sonderfachleuten und Sachverständigen zu beraten und den AG unverzüglich und schriftlich auf die etwaige Notwendigkeit des Einsatz von Sonderfachleuten und Sachverständigen hinzuweisen sowie auf eine Entscheidung zur Beauftragung und Leistung hinzuwirken, die von den Sonderfachleuten erbrachten Leistungen fachlich und zeitlich zu koordinieren, mit seinen Leistungen abzustimmen und in diese einzuarbeiten.

	Der AN ist verpflichtet, die Leistungen der Sonderfachleute auf offenkundige Fehler und/oder Unvollständigkeiten zu überprüfen und ggf. den AG unverzüglich schriftlich auf etwaige Fehler und/oder Unvollständigkeiten hinzuweisen. Das gleiche gilt, wenn Leistungen anderer fachlich Beteiligter ausbleiben.

1.16	Der AG übergibt dem AN sämtliche Rechnungen, die das beauftragte Fachgebiet betreffen zur Prüfung (dies gilt nur, wenn die Leistungsphase 8 beauftragt wurde).

1.17	Der AN ist zur Abnahme im Sinne der Feststellung von technischen Befunden berechtigt und verpflichtet. Die Abnahmeerklärung hat ausschließlich gegenüber dem AG zu erfolgen.

[bookmark: OLE_LINK3][bookmark: OLE_LINK4]1.18 	Der AN ist verpflichtet, die Leistungen so zu erbringen, dass der vertraglich vorgesehene und während der Projektverwirklichung fortgeschriebene Kostenrahmen eingehalten werden kann. Der vereinbarte Kostenrahmen stellt eine Beschaffenheitsvereinbarung iSv § 633 Abs. 2 BGB dar. Wenn erkennbar wird, dass der Kostenrahmen voraussichtlich überschritten wird, ist der AN verpflichtet, den AG unverzüglich schriftlich zu informieren und Einsparungsvorschläge zu unterbreiten, die geeignet sind, die Einhaltung des vorgesehenen Kostenrahmens sicherzustellen.

1.19	Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen des Werkvertragsrechts des BGB.

1.20	Zusätzlich werden folgende Bedingungen Vertragsbestandteil:

	Ergänzende Vertragsbedingungen – Planungsleistungen – des rbb

	Diese Bedingungen gelten nachrangig zu den Bestimmungen dieses Vertrages. 


§ 2	Aufgaben des AG

2.1	Der AG fördert die Planung und Durchführung der Bauaufgabe.

2.2	Die notwendigen Sonderfachleute werden nach Beratung durch den AN vom AG beauftragt. Er beauftragt zunächst folgende Sonderfachleute für:
						
[  ]	Bodengutachten (Gründungsberatung)

[x]	Tragwerksplanung (Statik)

[  ]	Technische Ausrüstung

[  ]	Raumakustik

[x]	Brandschutz  

[x]	Schadstoffe

[x]	Vermessung

[  ]	Sicherheits- und Gesundheitskoordinator

[x ]	Medientechnik

2.3	Soweit Sonderfachleute noch nicht feststehen, jedoch später notwendig werden, hat der AN den AG hierzu zu beraten und entsprechende Empfehlungen auszusprechen. Bei Leistungen der Objektplanung hat der AN diese weiteren Beteiligten in seine Koordinierung aufzunehmen. 


§ 3	Grundlagen des Honorars des ANs 

3.1	Die Honorierung erfolgt auf der Grundlage der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI), Stand 10.07.2013.

3.2	Die Parteien gehen davon aus, dass an die von dem AN zu erbringenden Leistungen 

[    ] 	bei Architekt 

	[ x ] 	bei Fachplanungsleistungen 

Anl.-Gr. 1 Abwasser-, Wasser- und Gasanlagen und Löschtechnik 			(durchschnittliche)
Anl.-Gr. 2 Wärmeversorgungsanlagen (durchschnittliche)
Anl.-Gr. 3 Raumlufttechnik (hohe)
Anl.-Gr. 8 Gebäudeautomation (durchschnittliche)

Planungsanforderungen zu stellen sind und ordnen die Leistungen unter Berücksichtigung der Bewertungsmerkmale gemäß 
		
§ 35 Abs. 2 HOAI und der Objektliste gemäß Anlage 10.2 HOAI 	(Architekten/Gebäude) 

bzw.  

§ 56 Abs. 2 HOAI und der Objektliste in Anlage 15.2 HOAI (Ingenieur/Technische Ausrüstung) 

	Anl.-Gr. 1 Abwasser-, Wasser- und Gasanlagen und Löschanalgen (HZ II)
Anl.-Gr. 2 Heizanlagen (HZ II)
Anl.-Gr. 3 Raumlufttechnik (HZ III)
Anl.-Gr. 8 Mess- und Regelungstechnik (HZ II)

bzw. 

Anlage 1, zu § 3 HOAI, Absatz 1 Beratungsleistungen

des ANs deshalb in die Honorarzone 

[    ] Bauakustik

[    ]  Raumakustik 

ein.

	Es wird folgender Honorarsatz vereinbart:  siehe Honorardatenblatt 	(Dokument 08)


3.3	Die gemäß § 1 Ziffern 1.1übertragenen Leistungen werden gemäß den Bestimmungen der HOAI vergütet, soweit sich nicht aus dieser Vereinbarung etwas anderes ergibt. 

	Die Bewertung der Prozentsätze des Honorars ergibt sich aus § 34 HOAI / § 55 HOAI. Der AN erhält nur den auf die beauftragten LPH entfallenden Prozentsatz (entsprechend § 8 Abs. 1 HOAI). Für den Fall, dass der AN nur einzelne Grundleistungen einer LPh zu erbringen hat oder erbringt, steht ihm nur eine anteilige Vergütung für die erbrachten Leistungen gemäß § 8 Abs.2 Satz 1 HOAI zu. Das gleiche gilt, wenn der AN wesentliche Teile einer Grundleistung nicht zu erbringen hat oder erbringt. 

3.4 	Zuschläge

[  ] 	Der AN erhält keinen Zuschlag für Umbauten und Modernisierungen.

[  ] 	Zuschlag für Umbau und Modernisierung von Gebäuden (§ 36 Abs. 1HOAI) [……..] %

[    ]	Zuschlag für Umbau und Modernisierung von Innenräumen (§ 36 Abs. 2 HOAI) 
	[…..…] % siehe Honorardatenblatt (Dokument 08)

[ x ]	Zuschlag für Umbau und Modernisierung „Technische Ausrüstung“(§ 56 Abs. 4 HOAI) […] % siehe Honorardatenblatt (Dokument 08)

[    ]	Zuschlag für Umbau und Modernisierung auf Honorar Planung Bauakustik […] %

3.5 	Maßgebliche Kosten für die Berechnung des Honorars

[ x ] 	Die Abrechnung erfolgt gemäß § 6 Abs. 1 HOAI (für Grundleistungen) bzw. gemäß § 6 Abs. 2 HOAI (für Umbauten und Modernisierungen) auf Grund der anrechenbaren Kosten auf der Grundlage der Kostenberechnung oder, soweit diese noch nicht vorliegt, auf der Grundlage der Kostenschätzung.

	In Ergänzung hierzu wird Folgendes vereinbart:

[  ]	Mitzuverarbeitende Bausubstanz ist nicht zu berücksichtigen.

[  ]	Für die mitzuverarbeitende Bausubstanz sind die anrechenbaren Kosten um EUR ………… zu erhöhen.

[x]	Der Umfang der mitzuverarbeitenden Bausubstanz ist bei den anrechenbaren Kosten angemessen zu berücksichtigen. Die Parteien werden Umfang und Wert der mitzuverarbeitenden Bausubstanz zum Zeitpunkt der Kostenberechnung oder, sofern eine Kostenberechnung nicht vorliegt, zum Zeitpunkt der Kostenschätzung objektbezogen ermitteln und vereinbaren. Unbearbeitete Substanz bleibt unberücksichtigt.
oder

[  ]	Die Abrechnung erfolgt gemäß § 6 Abs. 3 HOAI auf Grund der hiermit zum Zwecke der Honorarermittlung vereinbarten Baukosten in Höhe von  		 EUR. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten für die nachträglich vom AG abgerufenen Leistungen jedoch nur, soweit zum Zeitpunkt des Abrufs noch keine Planungen als Voraussetzung für eine Kostenschätzung oder Kostenberechnung vorliegen. 

3.6	Honorar für Besonderen Leistungen

3.6.1	Für die gem. § 1 Pkt. 1.3 beauftragten Besonderen Leistungen wird folgendes Honorar vereinbart:

[   ] 	Der AN erhält hierfür eine Pauschale in Höhe von … EUR.

[   ] 	Das Honorar wird nach dem nachgewiesenen Stundenaufwand abgerechnet, das Honorar beträgt maximal ……………… EUR.

[ x ]	Folgende Stundensätze werden vereinbart (siehe Honorardatenblatt 	Dokument 08):
										
a) für die Geschäftsleitung / Inhaber 	-----, --- EUR

b) für Mitarbeiter wie Dipl.-Ingenieure / Architekten 
und Projektleiter, die technische oder wirtschaftliche 	
Aufgaben erfüllen, soweit sie nicht unter c) fallen	-----, --- EUR
c) für Technische Zeichner und sonstige Mitarbeiter 	
mit vergleichbarer Qualifikation, die technische
oder wirtschaftliche Aufgaben erfüllen 	-----, --- EUR
	
[   ]	Die Honorierung für Leistungen nach der Wärmeschutzverordnung richtet  sich nach Anlage 1.2.3 zu § 3 Abs. 1 der HOAI. Das maximale Honorar beträgt EUR 		

3.6.2	Überträgt der AG dem AN nach Abschluss dieses Vertrages weitere Besondere Leistungen, werden – soweit die Parteien keine anderweitige Vereinbarung getroffen haben - die erbrachten Leistungen nach den unter Ziffer 3.6.1 dargestellten Stundensätzen vergütet. Ein Vergütungsanspruch besteht jedoch nur, wenn der AN dem AG vor Ausführung der Leistungen die Vergütungspflichtigkeit der Leistungen angezeigt hat. Die Anzeige bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.

3.7	Die Nebenkosten (§ 14 HOAI) werden wie folgt berechnet/vereinbart:

	[  ]	keine Berechnung

	[  ]	insgesamt mit einer Pauschale von  … Euro netto

	[X]	insgesamt mit einer Pauschale von  …..… % auf die Honorarsumme 		(gemäß Honorardatenblatt Dokument 08)

[  ]	Vervielfältigungs- und Plottkosten zum Nachweis (gemäß Bedingungen des RBB-Vertrages mit …, die auf Verlangen mitgeteilt werden, oder günstigere Konditionen).

	Im Übrigen werden Nebenkosten nicht erstattet.

3.8	Die Umsatzsteuer zu allen Honoraren, auch Pauschalhonoraren, und allen Nebenkosten, auch Nebenkostenpauschalen, aus diesem Vertrag wird zusätzlich in Rechnung gestellt, sofern sie nicht nach § 19 Abs. 1 UStG unerhoben bleibt.

3.9	Für die Fälligkeit des Honorars gilt § 15 Abs. 1 HOAI. Der AG kann bestimmen, dass für einzelne Teilleistungen eine Teilabrechnung erfolgt. 

[x]	Der AG ist auf Anforderung des AN in angemessenen zeitlichen Abständen zu Abschlagszahlungen mit einem Zahlungsziel von 30 Tagen verpflichtet, die dem jeweils nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungsstand entsprechen.
	oder

[  ]	Die Parteien vereinbaren einen gesonderten Zahlungsplan. Der Zahlungsplan ist von den Vertragsparteien zu unterzeichnen. Er ist dem Vertrag als Anlage 2 beigefügt. Der AN kann hierneben keine weiteren Abschlagzahlungen verlangen.

3.10	Mit seiner Honorarschlussrechnung hat der AN alle Leistungen, auf die er Anspruch erhebt, vollständig und prüfbar aufzustellen. Nachforderungen sind ausgeschlossen. 

§ 4	Schutz des Werkes und des Verfassers

4.1	Der AN überträgt dem AG die Verwertungs-, Nutzungs- und Änderungsrechte an allen im Rahmen dieses Vertrages für das Bauvorhaben erstellten Unterlagen (verkörpert und in elektronischer Form) sowie an den für das Bauvorhaben erbrachten Leistungen. Der AG ist berechtigt, diese Rechte auf Dritte zu übertragen.

Der AN garantiert, dass er alleiniger Inhaber der Rechte der im Rahmen dieses Vertrages erstellten Unterlagen und erbrachten Leistungen ist, er hierüber frei verfügen kann und Rechte Dritter hieran nicht bestehen. Dies gilt auch für den Fall, dass der AN Dritte mit der Erbringung von Leistungen für diesen Vertrag beauftragt. Der AN hat in diesem Fall dafür zu sorgen, dass er dem AG die sämtlichen Rechte in gleicher Weise einräumen könnte wie im Falle der Eigenleistung des AN.

4.2	Der AG ist grundsätzlich berechtigt, das Bauwerk abweichend von den Plänen des ANs zu errichten und das Bauwerk nachträglich zu ändern. Der AG wird den AN vor wesentlichen Änderungen eines urheberrechtlich geschützten Werkes anhören, ohne hierzu jedoch rechtlich verpflichtet zu sein.

4.3	Für den Fall, dass der Vertrag vor Vollendung des Bauwerks beendet werden sollte, überträgt der AN dem AG bereits mit Abschluss dieses Vertrages das Nutzungsrecht zur Fertigstellung des Bauwerks.

4.4	Das Veröffentlichungsrecht hinsichtlich der Planung des Bauwerks steht beiden Parteien jeweils einzeln zu, soweit nicht eine Partei der Veröffentlichung aus wichtigem Grund widerspricht. Bei Veröffentlichung durch den AG hat der AN Anspruch darauf, als Planverfasser namentlich benannt zu werden. Ist das Bauwerk abweichend von den Plänen des ANs errichtet oder ist das Bauwerk nachträglich verändert worden, darf der AN der namentlichen Erwähnung widersprechen.

4.5	Der AN kann für die dem AG eingeräumten Verwertungs-, Nutzungs- und Änderungsrechte keine gesonderte Vergütung verlangen.

4.6	Die Urheberpersönlichkeitsrechte des ANs bleiben unberührt.


§ 5	Verjährung von Ansprüchen des AG

	Vertragliche Ansprüche des AG verjähren frühestens nach Ablauf von fünf Jahren. Die Verjährungsfrist der Gewährleistungsansprüche beginnt frühestens mit Abnahme der Leistung durch den AG (schriftliche Abnahmeerklärung).
	

§ 6	Haftpflichtversicherung

	Der AN ist verpflichtet, eine Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen und diese für die Dauer des Vertrages aufrechtzuerhalten sowie dies gegenüber dem AG nachzuweisen. Der AG kann eine schriftliche Bestätigung der Versicherung verlangen. Die Deckungssummen dieser Versicherung betragen mindestens:

	für Personenschäden			     3.000.000,00 EUR

	für sonstige Schäden			     1.500.000,00 EUR


§ 7	Vorzeitige Auflösung des Vertrages

AG und AN sind zur Kündigung dieses Vertrages aus wichtigem Grund berechtigt. Das Recht des AG zur ordentlichen Kündigung bleibt hiervon unberührt.

Ein wichtiger Grund zur Kündigung dieses Vertrages durch den AG liegt insbesondere und auch dann vor, wenn

· der AG seine Bauabsicht für das geplante Objekt nachhaltig aufgegeben hat,
· das Vertrauensverhältnis zwischen den Parteien erheblich gestört ist oder andere Umstände vorliegen, auf Grund deren dem AG ein Festhalten am Vertrag nicht mehr zugemutet werden kann,
· der AN seine Zahlungen eingestellt hat, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über sein Vermögen beantragt hat oder das Insolvenzverfahren über das Vermögen des ANs eröffnet oder dessen Eröffnung mangels Masse abgelehnt wurde oder die Leistungsfähigkeit des ANs aus anderen Gründen so beeinträchtigt ist, dass ein Vertrauen in seine Möglichkeit zur vertragsgerechten Erfüllung nicht mehr besteht,
· der AN seinen Sitz in ein Land außerhalb der EU verlegt.

Kündigt der AG den Vertrag aus einem vom AN zu vertretenden wichtigen Grund, so hat der AN nur Anspruch auf Vergütung der bis dahin erbrachten Leistungen, soweit diese Leistungen für den AG verwertbar sind und einen selbständigen Wert besitzen. Ansprüche des AG gegenüber dem AN bleiben von der vorstehenden Regelung unberührt.


§ 8	Aufbewahrungspflichten

Nach Beendigung der Leistungen des ANs und nach Ausgleich fälliger Honoraransprüche kann der AG verlangen, dass ihm die genehmigten Bauvorlagen, Pausen der Originalzeichnungen und sonstigen Unterlagen ausgehändigt werden. Der AN ist verpflichtet, die Bauunterlagen für einen Zeitraum bis zum Ablauf von 10 Jahren nach Abnahme der letzten von ihm erbrachten Leistungen aufzubewahren und die Unterlagen vor deren Vernichtung dem AG anzubieten.


§ 9	Leistungsänderungen

9.1	Teilt der AG dem AN mit, dass er eine von dem AN gemäß diesem Vertrag noch nicht geschuldete Leistung (Nachtragsleistung) begehrt (Abfrage einer Nachtragsleistung), so hat der AN dem AG unverzüglich in Textform mitzuteilen, inwieweit dies zu Mehr-/Minderaufwendungen beim AN führen würde und welche Mehr-/Minderhonorierung infolge dieser Mehr-/Minderaufwendungen der AG zu leisten hätte. Leistungen, die zur Einhaltung des Kostenbudgets anfallen, z.B. die Anpassungen von Ausschreibungen oder Vergabestrategien sind keine Nachtragsleistungen, sondern vom AN hauptvertraglich geschuldet.

Die Parteien streben eine einvernehmliche Klärung über für die Nachtragsleistung zu entrichtende Honorierung (Nachtragseinigung) binnen 30 Kalendertagen nach Zugang der Abfrage einer Nachtragsleistung (Erstklärungsphase) an. Solange sich die Parteien im vorstehenden Sinn nicht geeinigt haben, erwächst alleine aus der Abfrage einer Nachtragsleistung weder ein Anspruch des ANs auf Mehrhonorierung noch ein Anspruch des AG auf Leistungserbringung der Nachtragsleistung.

9.2	Dem AG steht das Recht zu, in Textform anzuordnen, dass der AN eine Nachtragsleistung ausführt. Der AN hat nach Erhalt der Anordnung die Nachtragsleistung auszuführen.

Dies gilt nicht, soweit es sich bei der Nachtragsleistung um eine Änderung des vereinbarten Werkerfolgs handelt, die Ausführung dieser Änderung für den AN nicht zumutbar ist und der AN binnen einer Woche nach Zugang der Anordnung die Unzumutbarkeit dem AG in Textform darlegt. Die Parteien vereinbaren, dass Nachtragsleistungen, die die mit dem vorliegenden Vertrag bereits beauftragten Planungsbereiche betreffen, als dem AN zumutbar gelten.

Ordnet der AG die Ausführung einer Nachtragsleistung an, bevor eine Erstklärungsphase diesbezüglich abgelaufen ist oder begonnen hat und wendet der AN dies unverzüglich, spätestens binnen einer Woche nach Zugang der Anordnung in Textform ein, so gilt die Nachtragsleistung erst 30 Kalendertage nach Zugang der Anordnung oder der Abfrage einer Nachtragsleistung (der frühere Termin ist maßgeblich) als angeordnet.

Der AN hat gleichwohl eine Anordnung des AG vor Ablauf von 30 Tagen in folgenden Fällen zu befolgen:
· bei Gefahr im Verzug,
· wenn nach den konkreten Umständen davon auszugehen ist, dass eine Einigung über die auszuführende Leistung und deren Vergütung zustande gekommen oder endgültig gescheitert ist oder
· wenn der AG die unverzügliche Nachtragsausführung verlangt und sein Interesse an der Ausführung der Nachtragsleistung vor Ablauf der 30-Tagesfrist das Interesse des ANs an der Ausschöpfung der 30-Tagesfrist unter Berücksichtigung von Treu und Glauben überwiegt. Von einem solchen Überwiegen ist jedenfalls dann auszugehen, wenn der drohenden finanzielle Nachteil für den AG bei einer infolge des Abwartens der 30-Tagesfrist zu erwartenden Projektverzögerung den finanziellen Nachteil des ANs, der im aus der Nichtausschöpfung der 30-Tagesfrist entsteht, um mehr als das Doppelte übersteigt. 
· wenn der AN mit der Ausführung der Nachtragsleistung beginnt.

9.3	Unterlässt der AN eine Honoraränderungsmitteilung vor Ausführung einer Nachtragsleistung, steht ihm wegen den mit dieser Nachtragsleistung verbundenen Mehr-/Minderaufwendungen kein Mehrhonoraranspruch zu. Dies gilt jedoch nicht, soweit
· der AG an der Mehrhonorierungspflicht keine ernsthaften Zweifel haben kann; oder
· die Honoraränderungsmitteilung vor Ausführung durch den AN schuldlos unterblieb (z.B. wenn bei Anordnung des AG zur unverzüglichen Ausführung dem AN nicht genügende Zeit blieb, vor Ausführungsbeginn eine Honoraränderungsmitteilung zu erstellen) - in einem solchen Fall bleibt der AN aber zur unverzüglichen Honoraränderungsmitteilung verpflichtet-; oder
· der AG die Nachtragsleistung auch dann gewünscht hätte, wenn er rechtzeitig über die Mehrhonorierungspflicht aufgeklärt worden wäre; 

9.4	Für eine infolge einer Anordnung entstehende nur geringfügige Mehraufwendung des ANs entsteht kein Anspruch auf Mehrhonorar

9.5	Soweit der AN nach Maßgabe dieser Regelungen einen Anspruch auf Honoraranpassung für eine Nachtragsleistung hat und sich die Parteien nicht anderweitig über die Nachtragshonorierung geeinigt haben, ermittelt sich die Höhe des Nachtragshonorars nach dem aufgrund der Nachtragsleistung tatsächlich erforderlichen Mehr- und Minderaufwand.

Ein unangemessen hohes Nachtragshonorar darf der AN nicht verlangen.

Die Obergrenze des jeweiligen Nachtragshonorars bildet derjenige Honorarbetrag, der sich für die jeweilige Leistung auf Zeithonorarbasis nach Maßgabe der Stundensätze gemäß Ziffer 3.6.1 ergeben würde.


§ 10	Schlussbestimmungen

10.1	Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung dieser Schriftformklausel.

10.2	Für den Fall, dass die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung gemäß § 38 ZPO vorliegen sollten, wird Berlin als ausschließlicher Gerichtsstand vereinbart.

10.3	Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig, unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. An die Stelle der ungültigen oder undurchführbaren Regelung tritt die entsprechende gesetzliche Regelung.

10.4	Die Parteien sind sich darüber einig, dass die Beauftragung des ANs erst mit Abschluss dieses Vertrages zustande kommt, eine vorherige mündliche Beauftragung also nicht erfolgt ist.

Soweit der AN zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrages bereits Leistungen der LPH 1 und/oder 2 erbracht hat, wird klargestellt, dass diese Leistungen ohne Auftrag und als Akquisitionsleistungen erbracht wurden und dem AN demgemäß für diese Leistungen gegenüber dem AG keine Vergütung zusteht.



	
	
	Potsdam,					  
	...............................................			
	(Ort, Datum)					



	.............................................			....................................................
	(AG)						(AN)
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